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Erstes Gespräch mit Innenminister Torsten Renz
Nach dem Amtsinhaberwechsel 
im Innenministerium vor fast 
einem halben Jahr war es der 
DPolG M-V ein Bedürfnis, mög-
lichst zeitnah ein Gespräch mit 
dem neuen Innenminister Tor
sten Renz (CDU) zu führen. Nach 
der Beantwortung der Anfrage 
durch das Innenministerium 
konnten der Landesvorsitzende 
Ronald Müller und seine Stell-
vertreterin Annakatharina Kroe-
ge am 25. April die Anliegen im 
Namen der DPolG M-V, unter 
Wahrung der Corona-Schutz-
maßnahmen, an den Innenmi-
nister herantragen.

Das knapp einstündige Ge-
spräch wurde voll ausgeschöpft, 
um wichtige Themen wie die 
Verfügbarkeit von Schießstätten 
und der dortige Arbeitsschutz, 
die Weiterentwicklung der FEM 
in Richtung Distanz-Elektroim-
pulsgerät und die Qualität der 
Aus- und Fortbildung in der Lan-
despolizei anzusprechen. 

Die Abwendung der Gesetzes
änderung hinsichtlich der Entlas-
sung von Polizeibeamt*innen aus 

dem Dienstverhältnis per Ver-
waltungsakt und ohne Richter-
spruch wurde seitens der Vertre-
ter des Landesvorstandes positiv 
rückgemeldet. Erinnert wurde an 
das jüngst eingereichte Konzept 
der häuslichen Bereitschaft in 
den Einsatzhundertschaften an-
log der Praxis in der Bundespoli-
zei, welches durch das Innenmi-
nisterium erneut geprüft wird. 

Im Zusammenhang mit den 
angekündigten Haushaltsein-

sparungen wies Ronald Müller 
darauf hin, dass Einsparungen 
in der Ausstattung und beim 
Personalkörper der Polizei in 
Mecklenburg-Vorpommern ein 
großes Sicherheitsrisiko be-
deuten und der demografische 
Wandel in den kommenden 
Jahren somit nicht aufgefan-
gen werden kann. Der Innen-
minister betonte bei diesem 
Thema, dass die geplante Auf-
stockung innerhalb der Polizei 
auf 6 183 Stellen weiterhin be-

steht und die CDU ein verläss
licher Partner in Sicherheits
belangen bleiben wird.

Ganz konkret wurde ebenfalls 
über die benötigten fachspezi-
fischen Qualifikationen im Be-
reich der Digitalisierung und 
der Führungskompetenzen ge-
sprochen, die unerlässlich sind, 
um die Polizeiarbeit modern 
und zukunftsorientiert zu ge-
stalten. Dabei spielen für die 
DPolG M-V Wertschätzung 
und Respekt gegenüber allen 
Kolleginnen und Kollegen eine 
herausragende Rolle in der 
Führungskultur, die an einigen 
Stellen doch erheblichen Ver-
besserungsbedarf aufweist. 
Gerade in der jetzigen Zeit, in 
der Mehrbelastung und ein 
Aufgabenzuwachs an der Ta-
gesordnung stehen, sind ein 
anerkennendes Arbeitsumfeld 
und politische Rückendeckung 
die Grundlagen für eine nach-
haltige Dienstzufriedenheit. 
Der Innenminister signalisierte, 
auch weiterhin mit den Ge-
werkschaften im Austausch 
bleiben zu wollen.�

	< Gespräch mit dem Innenminister
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Anfragen der DPolG M-V an die Parteien der 
Landtagswahl 2021
Kernfragen in der zukünftigen Entwicklung der Landespolizei Mecklenburg-Vorpommern

	< Frage 1

Seit der parlamentarischen 
Streichung der Ruhegehalts

fähigkeit der Polizeizulage for-
dert die DPolG bundesweit die 
Wiederherstellung der Ruhege-
haltsfähigkeit dieser besonde-
ren Zulage. Sie ist wesensprä-
gender Bestandteil der 
Vollzugsbesoldung für die be-
sonderen Belastungen des Poli-
zeivollzugsdienstes. Diese be-
sondere Belastung (zum Beispiel 
durch: Gefahr der Wiedererken-
nung durch Straftäter, wieder-
kehrenden Erinnerung an trau-
matische Einsatzerlebnissen 
und so weiter) wirkt in beson-

derer Form auch nach der Pensi-
onierung weiter. Während im 
Freistaat Bayern diese Ruhege-
haltsfähigkeit infrage gestellt 
worden ist, hat mittlerweile zum 
Beispiel das Bundesland Sachsen 
diesen Fakt anerkannt und die 
Polizeizulage für ihre Landespoli-
zist*innen wieder ruhegehaltsfä-
hig gemacht. Auch der Bundes-
tag beschäftigt sich aktuell auf 
Antrag der Grünen mit Unter-
stützung der CSU mit dieser The-
matik für die Bundespolizei und 
das Bundeskriminalamt.

Ist Ihre Partei bereit, sich in der 
nächsten Legislaturperiode ak-
tiv im Landtag von Mecklen-
burg-Vorpommern für die  
Wiederherstellung der Ruhe
gehaltsfähigkeit der Polizeizula-
ge einzusetzen? Ist Ihre Partei, 
im Falle eine Regierungsbeteili-
gung, bereit, diese Forderung in 
den Koalitionsvertrag einfließen 
zu lassen? 

Die Polizeizulage 
ist an die Wahr-

nehmung bestimmter dienst
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licher Aufgaben geknüpft. Sie 
wird für die besonderen physi-
schen und psychischen Anfor-
derungen des vollzugspolizeili-
chen Dienstes gewährt wie die 
Notwendigkeit, sich Gefahren 
für Leib und Leben auszuset-
zen oder in extremen Belas-
tungssituationen in kürzester 
Zeit einschneidende Maßnah-
men treffen zu müssen. Die 
CDU-Landtagsfraktion erkennt 
an, dass dabei besondere Be-
lastungen wie die beschriebe-
nen wiederkehrenden Erinne-
rungen an traumatische 
Einsatzerlebnisse und das Pro-
blem der Wiedererkennung 
durch Straftäter auch nach der 
Pensionierung weiterbestehen 
und sich nachhaltig auf die Le-
bensqualität der Polizeibe-
schäftigten auswirken können. 
Wir werden uns daher grund-
sätzlich für ein angemessene 
Besoldung der Polizeibeschäf-
tigten, insbesondere bei be-
sonderen physischen und psy-
chischen Anforderungen des 
vollzugspolizeilichen Dienstes, 
und auch für die Wiederher-
stellung der Ruhegehaltsfähig-
keit der Polizeizulage einsetzen. 
Im Fall einer Regierungsbeteili-
gung sind wir bereit, diese For-
derung in den Koalitionsver-
trag einfließen zu lassen.

NEIN. Die Ruhe
gehaltsfähigkeit 
von Polizeizulagen 
wurde intensiv in 

unserer Fraktion diskutiert. Es 
hat sich die Mehrheitsmei-
nung durchgesetzt, dass die 
Polizeizulagen an den aktiven 
Dienst gebunden sein muss 
und die Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamten den den 
Zulagen zugrunde liegenden 
Gefahren im Ruhestand nicht 
mehr ausgesetzt sind.

Ja. Die Polizei-
zulage war in 
ihrer damali-

gen Entstehung bereits als Er-
schwerniszulage, später als Ge-
fahrenzulage eingestuft. Die 
Bundesländer Bayern und spä-

ter auch Sachsen haben diese 
2007 abgeschaffte Zulage be-
reits wieder eingeführt. Diese 
finanzielle Wertschätzung im 
Alter sind wir Polizistinnen und 
Polizisten schuldig, denn sie 
sind in ihrem Beruf besonde-
ren Belastungen ausgesetzt 
und engagieren sich bis hin 
zum Einsatz ihres Lebens für 
die Innere Sicherheit in unse-
rem Land. 2007 wurde die Ru-
hegehaltsfähigkeit der Polizei-
zulage im Alter durch die 
Bundesregierung abgeschafft. 
Es war schon damals nicht 
nachvollziehbar, warum diese 
besondere Anerkennung der 
polizeilichen Arbeit nicht wei-
ter gewährt und nicht auch 
weiterhin finanziellen Aus-
druck finden soll. Nach der  
Föderalismusreform 2009 än-
derte die Landesregierung 
Mecklenburg-Vorpommern 
diese Ungerechtigkeit bis heu-
te leider nicht. 2019 stimmte 
unverständlicherweise auch 
die Große Koalition dagegen.

Ja.

	< Frage 2

Viele Bundesländer führen für 
den polizeilichen Streifen-
dienst Distanz-Elektroimpuls-
geräte (umgangssprachlich 
„Taser“) ein. Umfangreiche 
probeweise Trageversuche in 
anderen Bundesländern (zum 
Beispiel Rheinland-Pfalz, Bre-
men, NRW) haben gezeigt, 
dass dieses lebensrettende 
Einsatzmittel hervorragend  
die Einsatzlücke zwischen dem 
Polizeischlagstock und der 
Dienstpistole schließt. Für die 
DPolG M-V ist es daher nur fol-
gerichtig, dass die lebensret-
tende Organisation Polizei mit 
diesem Einsatzmittel auch in 
der Fläche ausgerüstet wird. 

Ist Ihre Partei bereit, sich für 
die Erweiterung der Polizeiaus-
rüstung mit „TASER“ einzuset-
zen? Ist Ihre Partei bereit, dies 

im Falle der Regierungsbeteili-
gung in den Koalitionsvertrag 
aufzunehmen? 

Die Anforderungen 
an die Polizei sind 

in den letzten Jahren erheblich 
gestiegen. Gründe dafür sind 
die geänderte Sicherheitslage 
durch Terrorismus, eine zuneh-
mende Gewaltkriminalität und 
steigende Cyberkriminalität, 
die Bewältigung der Flücht-
lingslage und eine Ausbreitung 
extremistischer und verfas-
sungsfeindlicher Gruppierun-
gen. Auch politische, sportliche 
und kulturelle Großevents er-
fordern zunehmend eine stär-
kere Präsenz der Polizei. Bei ei-
nem polizeilichen Einsatz ist 
der Schusswaffengebrauch das 
letzte Mittel zur Bewältigung 
einer Situation und deshalb 
auch zu Recht sehr streng reg-
lementiert. Für polizeiliche Ein-
satzkräfte kann der Einsatz  
eines Distanz-Elektroimpuls
gerätes deshalb hilfreich sein, 
wenn der vielfach traumatisie-
rende Einsatz der Schusswaffe 
dadurch vermieden wird.

Derzeit gibt es keine bundes-
einheitliche Regelung für die 
Ausrüstung des Streifenein-
zeldienstes mit Distanz-Elek
troimpulsgeräten. In einigen 
Bundesländern ist der Einsatz 
im Streifendienst zugelassen 
und in weiteren Bundeslän-
dern und bei der Bundespoli-
zei werden aktuell Pilotver-
fahren und Erprobungen zum 
Einsatz im Streifeneinzel-
dienst durchgeführt, deren 
Ergebnisse und Erfahrungs-
berichte noch zu bewerten 
sind. Die CDU-Landtagsfrak-
tion Mecklenburg-Vorpom-
mern wird sich auf Grundlage 
der Auswertung dieser Ergeb-
nisse für die Erweiterung der 
Polizeiausrüstung mit Dis-
tanz-Elektroimpulsgeräten 
im Streifendienst einsetzen 
und diese Forderung im Fall 
der Regierungsbeteiligung 
auch im Koalitionsvertrag 
aufnehmen.

Ja. Wir sind bereit, 
uns für eine Erwei-
terung der Polizei
ausrüstung mit Dis-

tanz- Elektroimpulsgeräten 
einzusetzen und dies in den Ko-
alitionsvertrag aufzunehmen. 
Mit der Einführung dieses Ein-
satzmittels im Zuge der im März 
2011 erfolgten Novelle des SOG 
wurde die Lücke zwischen 
Schlagstock und Schusswaffe 
geschlossen. Der sogenannte 
Taser, der qualitativ unterhalb 
der Schusswaffe anzusiedeln ist, 
kann im Streifeneinzeldienst 
eine sinnvolle Ergänzung sein. 
Vor einer Erweiterung über die 
Spezialeinheiten hinaus wollen 
wir die Ergebnisse der in diver-
sen Bundesländern durchge
führten Pilotversuche und die 
gesammelten Einsatzerfahr
ungen prüfen und auswerten. 
Auch gilt es, die notwendig wer-
denden Aus- und Fortbildungs-
maßnahmen hinsichtlich des 
verhältnismäßigen Einsatzes 
und der Beherrschung der sen-
siblen Technik in den Blick zu 
nehmen.

Ja. Die Strom-
stöße des  
Tasers sollen  

renitente Angreifer für kurze 
Zeit lähmen, damit sie über
wältigt werden können. Taser 
bieten in bestimmten Situati-
onen mehr Schutz als Schlag-
stöcke oder Pfefferspray, weil 
Beamte eine größere Distanz 
zum Angreifer wahren können 
und weil die Waffe weniger 
Schaden anrichtet als Dienst-
pistolen. Derzeit haben in M-V 
nur die Spezialeinheiten (SEK, 
MEK) die Taser-Waffe im Ein-
satz. Die Vorteile gelten aber 
auch im Streifendienst. Wir 
befürworten deshalb die allge-
meine Erweiterung der Polizei
ausrüstung. Diese ist mit einer 
intensiven Aus- und Fortbil-
dung der Beamten zu 
verknüpfen.

AfD: Ja.
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	< Frage 3

Die Wertschätzung der beruf­
lichen Lebensleistung und die 
Attraktivität aller Laufbahn­
gruppen in der Polizei ist nach 
Auffassung der DPolG M-V ein 
zwingendes Gebot im Umgang 
des Dienstherrn mit seinen Be­
amtinnen und Beamten. Nicht 
nur damit die Polizei von Meck­
lenburg-Vorpommern zukünftig 
für junge geeignete Laufbahn­
bewerber*innen überhaupt in 
die Auswahl der möglichen 
Dienstherren gerät. Es muss für 
jeden Polizisten und für jede Po­
lizistin möglich sein, die eigene 
Laufbahnentwicklung von Be­
ginn an absehen und mindes­
tens mit dem Endamt der je­
weiligen Laufbahngruppe in 
Pension gehen zu können. Die 
angewandte Regelung der Plan­
stellenobergrenze (anteilige 
Aufteilung der vorhandenen 
Planstellen auf die einzelnen 
Besoldungsgruppen) in der Poli­
zei gehört nach Auffassung der 
DPolG abgeschafft. Die DPolG 
M-V regt vielmehr an, dass die 
Regellaufzeiten (die unter ge­
sonderten Bedingungen auch 
gerne verkürzt werden können) 
in den jeweiligen statusrechtli­
chen Ämtern mit der anschlie­
ßenden Regelbeförderung in die 
Laufbahnverordnung mit haus­
haltsrechtlicher Unterlegung 
festgeschrieben werden. Dass 
Polizist*innen vor ihrer Pensio­
nierung nicht das Endamt ihrer 
Laufbahngruppe erreichen (Dis­
ziplinarmaßnahmen ausgenom­
men), muss 31 Jahre nach der 
Wiedervereinigung der Vergan­
genheit angehören. 

Ist Ihre Partei bereit, im Falle der 
Wahl in den Landtag von Meck­
lenburg-Vorpommern, sich ak­
tiv für die Wiedereinführung 
der Regelbeförderung innerhalb 
der Laufbahngruppen eins und 
zwei einzusetzen? Für den Fall 
einer Beteiligung an der Landes­
regierung, ist Ihre Partei bereit, 
dies in den Koalitionsvertrag  
beziehungsweise in das Regie­
rungsprogramm einzufügen?

Nach dem Grund­
gesetz hat jeder 

Deutsche nach seiner Eignung, 
Befähigung und fachlichen 
Leistung gleichen Zugang zu 
jedem öffentlichen Amt. Des­
halb sind öffentliche Ämter 
nach dem Leistungsgrundsatz 
zu besetzen und das Dienstal­
ter oder entsprechende Stand­
zeiten können bei der Beset­
zung von Beförderungsstellen 
nur bei einem Gleichstand der 
jeweiligen Leistung der Bewer­
ber berücksichtigt werden.

Der Entscheidung über die Ver­
gabe eines höherwertigen Am­
tes muss nach leistungsbezoge­
nen Gesichtspunkten erfolgen, 
die darüber Aufschluss geben, 
inwieweit Bewerber den Anfor­
derungen ihres Amtes genügen 
und sich in einem höheren Amt 
voraussichtlich bewähren wer­
den. Dabei ist auch die Recht­
sprechung des Bundesver­
waltungsgerichtes zu den 
Beförderungskriterien zu be­
rücksichtigen. Für die CDU-
Landtagsfraktion ist die Wert­
schätzung der beruflichen 
Lebensleistung aller Polizei­
beschäftigten ein zwingendes  

Gebot und die Steigerung der 
Attraktivität aller Laufb ahn­
gruppen in der Polizei ein wirk­
sames Mittel, dieses auszu­
drücken und so geeignete 
Bewerber für diese Laufbahn­
gruppe zu erreichen und zu  
binden.

Unsere Fraktion ist Sprecherin 
der Polizeibeschäftigten unseres 
Landes. Sie wird die begründete 
Argumentation für eine Wert­
schätzung der beruflichen Leis­
tung und eine angemessene 
Ausstattung und persönliche 
Entwicklung weitertragen und 
sich nachdrücklich für die Inter­
essen der Polizistinnen und Poli­
zisten unseres Landes einsetzen.

Nein. Die Frage sug­
geriert, als hätte es 
jemals eine Regel­
beförderung gege­

ben. Dies ist zu verneinen. Mit 
dem Besoldungsneuregelungs­
gesetz, dort Art. 1 „Besoldungs­
gesetz für das Land Mecklen­
burg-Vorpommern“, werden die 
Vorschriften zu den Stellenober­
grenzen gestrichen (alt: § 30 
LBesG). Mithin wird diese For­
derung der Gewerkschaft – vor­
behaltlich der Beschlussfassung 
durch den Landtag im Mai 
2021 – bereits umgesetzt. 
Darüber hinaus suggeriert die 
Frage unausgesprochen eine 
„Regelbeförderung nach Zeitab­
lauf“. Dem steht Art. 33 (2) 
Grundgesetz entgegen: „Jeder 
Deutsche hat nach seiner Eig­
nung, Befähigung und fachlichen 
Leistung gleichen Zugang zu je­
dem öffentlichen Amte.“ Inso­
fern wird nach den Kriterien Eig­

nung, Befähigung und fachlicher 
Leistung befördert, nicht nach 
Zeitablauf. Eine Wertschätzung 
der beruflichen Leistungen ist 
damit verbunden.

Nein. In diver­
sen Urteilen 
wurde eine Re­

gelbeförderung als rechtswidrig 
eingestuft. Aus Sicht der FDP 
sollte eine Beförderung immer 
nach den Kriterien Eignung, 
Leistung und Befähigung erfol­
gen. Als Problem sehen wir, dass 
Beurteilungen immer auch sub­
jektiv und darüber hinaus quo­
tiert sind. Die FDP wird sich aber 
dafür einsetzen, dass es zu kei­
nen Beförderungsstau-Situatio­
nen kommt und in höher be­
wertete Planstellen schneller 
befördert werden kann. Wer 
sich als Dank für seine Lebensar­
beitsleistung mit einer einzigen 
Beförderung in 40 Dienstjahren 
zufriedengeben muss, wird 
nicht zufrieden sein. Es sollte 
deshalb auch das „Lebenswerk“ 
Berücksichtigung finden kön­
nen. Die heutige Praxis ist häu­
fig nicht motivationsfördernd.

AfD: Ja.

Anmerkung: Die Fragen wur­
den am 3. März schriftlich an 
die Fraktionen der CDU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke, AfD und FDP versendet. 
Die Frist zur Beantwortung 
wurde auf den 4. April gesetzt. 
Bis zum Redaktionsschluss am 
17. Mai lagen die hier veröf­
fentlichten Antworten vor.�
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
unsere Landespolizei hält die 
verschiedensten Aufgaben und 
Herausforderungen für ihre 
Mitarbeiter*innen bereit. Die 
unterschiedlichen Erfahrungen 
aus dem Berufsalltag und als 
Mitglied der DPolG M-V möch-
ten wir hier gerne in Form ei-
nes Interviews mit einem Ge-
werkschaftsmitglied teilen. 
Diesen Monat wurde das Inter-
view mit Benjamin Kerb ge-
führt.

?Wie bist du zur Landes­
polizei Mecklenburg- 
Vorpommern gekom­
men?

Wie so viele Kollegen habe ich 
mich in mehreren Bundeslän-

dern bei der Polizei beworben. 
Nach einer Absage aus mei-
nem Heimatbundesland Bran-
denburg konnte ich mich beim 
Auswahltest im M-V durchset-
zen und meinen ersten Dienst 
in Schwerin verrichten. Hier 
hat es mich nun mittlerweile 
auch schon knapp zehn Jahre 
gehalten.

?Was waren deiner bishe­
rigen polizeilichen Sta­
tionen und welche Erfah­
rungen waren dort für 

dich die einprägsamsten?

Neben den Praktika im PHR 
Stralsund und Schwerin war 
ich zwei Jahre im LBPA M-V in 
Schwerin tätig. Hierbei blieben 

mehrere dynamische Einsätze 
in Bezug auf Hansa Rostock im 
Gedächtnis und natürlich die 
„Auslandseinsätze“ in anderen 
Bundesländern wie der 1. Mai 
in Berlin oder der G7-Gipfel in 
München. In diesem Zeitraum 
konnte ich auch mitwirken 
beim Wettkampf der Bereit-
schaftspolizeien und hier einen 
historischen dritten Platz für 
M-V ergattern gegen Delega
tionen anderer Bundesländer 
und sogar anderer Nationen 
wie Polen oder Niederlande. In 
meiner weiteren Verwendung 
im Streifendienst im PHR Lud-
wigslust blieb besonders ein 
Ausflug zum G20-Gipfel in 
Hamburg im Gedächtnis, da 
mir nie zuvor so offen von den 
Anwohnern gedankt wurde, 
dass „die Polizei“ einen guten 
Job mache und man froh sei, 
diesen Schutz zu genießen.

?Hat sich deine persönliche 
Einstellung in bestimm­
ten Dingen geändert, 
seitdem du Polizist bist?

Meine Einstellung zu bestimm-
ten Themen hat sich in vielen 
Dingen geändert. Dabei geht 
es allerdings eher darum, ent-
sprechende Probleme deutlich 
differenzierter und aus mög-
lichst vielen Blickwinkeln zu 
betrachten. Gerade bei der Be-
gleitung von Versammlungsla-
gen versuchen Redner immer 
wieder ein Schwarz-Weiß-Bild 
zu zeichnen, das es so gar nicht 

gibt, sodass ich mit der Zeit im-
mer mehr dazu neige, in die 
Quellenprüfung zu gehen und 
gerade solche Beiträge zu hin-
terfragen und eine möglichst 
objektive Meinung bilden zu 
können. Dies wird in Zeiten 
von ungefilterten Beiträgen 
aus Erzählungen wie zum Bei-
spiel in sozialen Medien immer 
schwieriger, aber gerade da-
durch auch immer wichtiger.

?Warum würdest du akti­
ve gewerkschaftliche Ar­
beit empfehlen und wo­
für sollte sich die DPolG 

M-V noch mehr einsetzen?

Ich empfehle es grundsätzlich 
jedem. Die Kollegen in der 
DPolG und der JUNGEN POLI-
ZEI sind hoch motiviert und 
wollen sich einfach einbrin-
gen und ihren Beitrag leisten. 
Es ist ein weiterer Blick über 
den Tellerrand und auch wie 
beschrieben keine Schwarz-
Weiß-Entscheidung. Jeder 
kleinere aktive Beitrag hilft 
der Gewerkschaftsarbeit ins-
gesamt und verteilt die Arbeit 
im besten Fall auf viele Hände 
und Köpfe. Ich selbst bringe 
mich hier seit zwei Jahren 
selbst aktiv ein und bin froh, 
mittlerweile ein Teil des ge-
werkschaftlichen Netzwerks 
zu sein und daran teilzuhaben 
und mitzuwirken.

Vielen Dank für das  
Interview!�

	< Geburtstage im Juni 2021

Der Landesvorstand und die Kreisverbände der DPolG Mecklenburg-
Vorpommern gratulieren allen im Monat Juni geborenen Kollegin-
nen und Kollegen und wünschen für das neue Lebensjahr alles Gute. 
Vor allem Gesundheit und Erfolg für die weitere Zukunft!

Gleichzeitig bedanken wir uns für das vertrauensvolle Miteinander 
und freuen uns auf eine weitere erfolgreiche Zusammenarbeit.

Ein Jubiläum begehen im Monat Juni:

Tobias Puls
Torsten Schulz
Daniel Lehmann
Günter Dallmann
Max Paschen
Martin Kath

Wir übermitteln allen Geburtstagskindern die herzlichsten Glück-
wünsche, verbunden mit viel Schaffenskraft im neuen Lebensjahr 
und natürlich bester Gesundheit.

Der Landesvorstand			   Die Kreisverbände

Deine aktive Dienstzeit endet und der 
Ruhestand beginnt?
Verliere nicht den Kontakt zu 
deiner DPolG M-V, wenn du 
demnächst in deinen wohlver-
dienten Ruhestand gehst. In-
formiere bitte die Landessenio-
renvertretung oder deinen 
Kreisverband über deinen Pen-

sionsbeginn. Die Ansprechpart-
ner des Landeshauptvorstan-
des findest du auch auf unserer 
Homepage www.dpolg-mv.de. 
Die Hinterlegung von Kontakt-
daten ist freiwillig und erleich-
tert die gewerkschaftliche Ar-

beit wesentlich. Nur so erhältst 
du rechtzeitig und sicher alle 
aktuellen Informationen über 
Veranstaltungen und Maßnah-
men, die speziell für unsere Se-
niorinnen und Senioren ausge-
richtet sind. 

Mit gewerkschaftlichen Grüßen

Ralf Wünsch, 
Landesseniorenbeauftragter

	< Seniorenbeauftragter M-V
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